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Stoiber: Wir machen harte, 
konstruktive Opposition 

n   « Union ist die Gewin- 

W d6r Bundesta8s- 
rjs "' > erklärte der baye- 
£chn ^misterPräsident 
jj'^und Stoiber nach der 
der'!?

esvo'"standssitzung 
JK ö

Lt)^J am 23. September 
Berlin. 

pr0^
ahrend die SPD 2,4 

ent verloren habe, hätten 

CDU und CSU zusammen 
3,4 Prozent hinzugewinnen 
können. Damit habe die 
Union erstmals seit 1983 bei 
einer Bundestagswahl wie- 
der zugelegt: „Der Abwärts- 
trend wurde unterbrochen", 
bekräftigte Stoiber. Von nun 
an bewege sich die Union 

Fortsetzung Seite 2 

CDU/CSU 

Opposition von heute ist 
die Regierung von 

morgen. Angela Merkel 
mit 92,2% zur neuen 

Vorsitzenden der Bundes- 
tagsfraktion gewählt 

SEITE 4 

DOKUMENTATION: 

Bundestagswahl und 
Landtagswahl in Mecklen- 

burg-Vorpommern. Die 
vorläufigen amtlichen 

Endergebnisse 
INNENTEIL 



HEUTE   AKTUELL 

• Peter Götz, kommu- 
nalpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: Keine 
Leerformeln! Wir erwar- 
ten von Rot-Grün kon- 
krete Aussagen (Seite 5) 
• Jochen Borchert zum 
Thema    Religionsunter- 
richt:  Berlin  bricht die 
Vereinbarung   mit   den 
Kirchen   (Seite   6)   • 
Arbeitsmarktpolitik: Mit 
Pilotprojekten   „Hessen 
OFFENSIV" will Sozialmi- 
nisterin   Silke   Lauten- 
schläger Teile des OF- 
FENSIV-Gesetzes vorzie- 
hen (Seite 7-9) • Kreis- 
verband Vechta mit neu- 
er  Portallösung  im   In- 
ternet  (Seite   7-8)   • 
Aufgelesen. Pressekom- 
mentare   zur   Bundes- 
tagswahl am 22. Sep- 
tember:     Die    Wähler 
konnten sich nicht rich- 
tig entscheiden / SPD 
und FDP haben ihr Wahl- 
ziel verfehlt/ Union stark 
durch große Geschlos- 
senheit / Sieg der Kom- 
petenz über das Schau- 
spiel / Schröders Kalkül 
war durchsichtig und hat 
Schaden angerichtet / 
Jetzt   muss   angepackt 
werden (Seite 10-11) 
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TUN D ESTAGSWAHL 

Edmund Stoiber: Ein 
strategischer Erfolg 

Fortsetzung von Seite I 
wieder auf gleicher Augen- 
höhe mit der SPD. 

Ausdrücklich dankte der 
Ministerpräsident der Partei- 
vorsitzenden Angela Merkel 
und Generalsekretär Lau- 
renz Meyer für ihre „vorzüg- 
liche Zusammenarbeit und 
die hervorragende Organisa- 
tion des Bundestagswahl- 
kampfes". Zwar sei deutlich 
geworden, dass die Union 
über geringere Ressourcen 
verfüge als der politische 
Gegner. Mit dem „beson- 
deren Einsatz und der ho- 
hen Mobilisierung ihrer An- 
hänger" hätten die beiden 
Schwesterparteien diesen 
Vorteil der SPD jedoch wie- 
der wettgemacht. 

CDU und CSU 
inhaltlich und personell 

geschlossen 

Stoiber betonte weiter, 
die Union gehe als die „ent- 
scheidende Formation der 
politischen Mitte" gestärkt 

aus diesem Wahlkampf her- 
vor. Quer durch alle Schich- 
ten hätten CDU und CSU 
Wähler von ihren bessere11 

Konzepten überzeugen kön- 
nen. Der Ministerpräsiden1 

führte diesen „strategischen 
Erfolg" vor allem auf die 

„hohe inhaltliche und perso- 
nelle Geschlossenheit" de 

Schwesterparteien zurück- 
insbesondere jedoch auf d& 
gute Verhältnis der beide!1 

Parteivorsitzenden. 

Deutschland 
vor einem bitteren 

Winter 

„Wir müssen festhalten • 
unterstrich Edmund Si°[ 
ber, „dass wir auf die ricbj 
gen Themen gesetzt und <J 
nen sachorientierten Wa" 
kämpf geführt haben 
Deutschland stehe vor eine 

massiven Entlassungswe' 
Defätismus und mangel^ 
Optimismus seien bei 
Wirtschaft und im Mi^ 
stand weit verbreitet. 
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B UNDESTAGSWAHL1 

»konstruktive Opposition" 
werde die Union den Finger 
Weilerhin in diese offene 
^unde legen. Stoiber er- 
§anzte: „Wir werden sehen, 
wie Rot-Grün mit dieser Si- 
tuation fertig wird." 

Schröder hat mit den 
Kriegsängsten der 
Menschen gespielt 

Schröder habe seine Wie- 
erwahl einem „Stimmungs- 

Wahlkampf' zu verdanken, 
lndem er mit den Kriegsäng- 
^ten der Menschen gespielt 
£abe.  Dadurch habe der 
Kanzler das Verhältnis zu 
en USA schwer beschädigt. 

jjwischen hätten diese an- 
larnerikanischen Töne die 
^-Bevölkerung erreicht 

nd würden dort einen „tief 
greifenden Flurschaden" an- 
löten. Abgesehen von der 
^^politischen Isolation 
v 

eutschlands berühre dieses 
giftete Klima inzwischen 

Uchdie wirtschaftlichen Be- 
zieh 

Aussichten auf Erfolg nur bei 
Geschlossenheit 

h 

ungen zu den USA in 
gan* erheblicher Weise. 

ln diesem Zusammen- 
^n§ kündigte Edmund 
Ii„ 

lber an, er werde in den 
Jähsten drei Wochen in die 

A reisen, um dort Ge- 

ta 
ache mit den Repräsen- 

tier, der US-Regierung zu 

a    
en" ^aDe' wolle er den 

de 
erikanischen Partnern 

Utllch machen, dass das, 

Die bayerische CSU, aber 
auch die CDU mit ihrem 
ungleich größeren Mei- 
nungs- und Interessen- 
spektrum sind in bislang 
nicht erlebter Einigkeit in 
den Kampf gezogen. Diese 
Geschlossenheit, die Bay- 
erns Ministerpräsident 
und CSU-Chef Edmund 
Stoiber ebenso trägt wie 
die CDU-Vorsitzende An- 
gela Merkel soll bewahrt 
bleiben. Eine echte Union 
aus CSU und CDU-das ist 
für das Tandem Merkel- 
Stoiber die Strategie der 
Zukunft. So wollen sie der- 
einst die Union wieder auf 
die Berliner Regierungs- 
bänke    bringen.    Motto: 

was im Wahlkampf „rüber- 
geschwappt" sei, nicht die 
Haltung aller Deutschen sei. 

Angela Merkel: 
Soviel Union wie heute 

war noch nie 

„Die Union ist wiederda", 
betonte auch die Parteivor- 
sitzende Angela Merkel 
nach den Sitzungen von 
Präsidium und Bundesvor- 
stand. Abgesehen von den 
Landesverbänden Hamburg 

Nicht mehr getrennt mar- 
schieren und nicht mehr 
getrennt geschlagen wer- 
den. Nur in der Geschlos- 
senheit sehen Stoiber und 
Merkel Elfolgsaussichten. 
Die Wahl Merkels zur Vor- 
sitzenden der CDU/CSU- 
Fraktion im Bundestag ist 
tragendes Element dieser 
Strategie. Die Chefin der 
größeren Unionspartei be- 
kommt mit dem neuen Amt 
einen gewichtigen Macht- 
zuwachs. Sie führt jetzt 
nicht nur ihre Partei, son- 
dern auch die gemeinsame 
Fraktion und hat damit Zu- 
griff auf die Tagespolitik 
der Union. 

Sächsische Zeitung 

und Bremen habe die CDU 
überall Zugewinne zu ver- 
zeichnen - im Osten sowohl 
wie im Westen. Angela Mer- 
kel machte deutlich, dass die 
Probleme mit dem Wahltag 
nicht vorbei seien. Die Union 
werde deshalb „sehr kritisch 
begleiten, was der Kanzler 
der ruhigen Hand zu tun ge- 
denkt". 

Die Umsetzung allein der 
Hartz-Vorschläge werde 
zum Beispiel die Arbeitslo- 
sigkeit in Deutschland nicht 
beseitigen. UI3 

UID31/20Ü2-3 



1 CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION 

ANGELA   MERKEL: 

Die Opposition von heute ist die 
Regierung von morgen 

Die Bundestagsabgeord- 
neten von CDU und CSU 
haben am 24. September 
die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel mit 92,2 Pro- 
zent zur Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion gewählt. Bei 232 
gültigen Stimmen votier- 
ten 214 Parlamentarier 
für Angela Merkel, 18 
stimmten gegen sie. 

Nach ihrer Wahl dankte 
die Parteivorsitzende ihren 
Vorgängern Friedrich Merz 
und Wolfgang Schäuble. Ih- 
nen sei es „ganz wesentlich" 
gelungen, sagte sie, die 
Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tiker der Union wieder zu- 
sammenzuführen. Auf die- 
ser Grundlage sei nicht nur 
das Regierungsprogramm 
entstanden, sondern auch 
eine Vielzahl von Partei- 
tagsbeschlüssen. Angela 
Merkel: „Darauf können wir 
aufbauen, und darauf wer- 
den wir aufbauen." 

Als Schwerpunktthemen 
der künftigen Arbeit nannte 
die neu gewählte Fraktions- 
vorsitzende neben der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarkt- 
politik den Umweltschutz 
und die Menschenrechte. Auf 
dem Gebiet der Aussenpo- 

litik müssten 
die deutsch- 
amerikani- 
schen Bezie- 
hungen in den 
Mittelpunkt 
gerückt wer- 
den. Bei der 
EU-Oster- 
weiterung 
geht es dar- 
um, die Kon- 
takte zu den 
mittel- und 
osteuropä- 
ischen Staa- 
ten zu inten- 
sivieren. 

Die Alternativen sicht- 
bar machen, aber keine 

Blockadepolitik 

Weiter kündigte Angela 
Merkel an, die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion werde 
ihre Schlagkraft so nutzen, 
dass „die Alternativen sicht- 
bar werden". Blockadepoli- 
tik werde es nicht geben. 

Edmund Stoiber bekräf- 
tigte, dass die Union am ver- 
gangenen Sonntag einen 
„strategischen Erfolg" er- 
zielt habe, der jetzt gefes- 
tigt und ausgebaut werden 

müsse. Das gehe nicht ohflß 

eine „Bündelung der Kräj' 
te": Als Partei- und Frakf 
onsvorsitzende könne A*1 

gela Merkel die Meinung*' 
bildunginderCDUaufdef 

einen und in der Bunde*' 
tagsfraktion auf der ander6" 
Seite wesentlich besser k° 
ordinieren. 

Ausdrücklich gratuliert 
der bayerische Ministerpril 

sident der CDU-Vorsitze"1' 
den zu diesem „großartig 
Vertrauensbeweis der Fr^ 
tion". Zugleich dankte 
dem bisherigen AmtsiflfJ 
ber Friedrich Merz für se'J1 

„großartige Arbeit". 
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KOMMUNALPOL IT I K ' 

PETER   GöTZ: 

Keine Leerformeln! Wir erwarten von 
Rot-Grün konkrete Aussagen 

^lässlich der Konstitu- 
le»"ung der Arbeitsgemein- 
schaft Kommunalpolitik in 
der CDU/CSU-Bundes- 
ta8sfraktion am 24. Sep- 
tember für die 15. Legisla- 
tllrperiode erklärte der 
k°nimunalpolitische Spre- 
cher der Bundestagsfrak- 
t,0n zu den Hauptproble- 
men der Kommunen, die 
Jet*t angepackt werden 
Müssen: 
* Runter mit den Kosten für 
s°ziale und andere vom Staat 
^ertragene Aufgaben; 

bessere Mitwirkungsrech- 
an Entscheidungen von 

öund und Ländern. 
^ie   Kommunalpolitiker 

^n CDU und CSU fordern 
PD und Bündnis 90/Die 

Wünen auf: 
* Legen Sie in Ihrer Koali- 
'°nsvereinbarung      Ziele 

£nd Maßnahmen zur Stär- 

s ^8 der kommunalen 
^e|bstverwaltung fest; und 

*  keine   Leerformeln, 
,°ndern konkrete überprüf- 
^re Aussagen. 

ö   S°rgen Sie für zügige 
(I  rcnr"ührung der Gemein- 

lnanzreform.   Die   Ver- 

te 
lePpungstaktik der letz- 

haben_ 
v,er Jahre muss ein Ende 

• Erweitern Sie die Re- 
formthemen über Gewerbe- 
steuer und Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe hinaus. 
• Die Aufgaben und Zustän- 
digkeitsverteilung auf Bund, 
Länder und Gemeinden 
gehören auf den Prüfstand. 
Die Kommunen brauchen 
mehr Freiraum für eigene 
Aufgaben und weniger staat- 
liche und Pflichtaufgaben. 
• Machen Sie Schluss mit 
dem unüberschaubaren Ge- 
wirr von Mischfinanzierun- 
gen. Das erschwert Entschei- 
dungen, verschleiert Zustän- 
digkeiten und Verantwort- 
lichkeit. Klare Aufgabenver- 
antwortung und klare Finan- 
zierungsverantwortung-das 
ist die Devise. 
• Sorgen Sie für bessere 
Mitwirkungsrechte der 
Kommunen an Entscheidun- 
gen von Bund und Ländern: 
Schluss mit der Aufgabenü- 
bertragung an die Kommu- 
nen ohne entsprechenden Fi- 
nanzausgleich. Das Konne- 
xitätsprinzip („Wer bestellt, 
bezahlt") muss gelten. 
• Österreich hat uns mit 
dem so genannten „Konsul- 
tationsmechanismus4' vor- 
gemacht: die Aufgaben- und 
Kostenspirale   bei   staatli- 

chen Aufgaben kann auf al- 
len Ebenen aufgehalten wer- 
den. Beteiligen Sie die kom- 
munalen Spitzenverbände 
am Entscheidungsprozess! 
• Vertreten Sie die kommu- 
nalen Belange auch gegenü- 
ber der EU. Beziehen Sie die 
Kommunen bei den nationa- 
len Gremien zur Vorberei- 
tung der EU-Politik ein. 
• Führen Sie die Gewerbe- 
steuerumlage umgehend auf 
das Niveau vor der Steuerre- 
form aus dem Jahr 2000 
zurück. Die Gründe für die- 
sen Griff von Bund und Län- 
dern in die kommunalen 
Kassen sind weggefallen. 
Damit muss auch die Er- 
höhung der Gewerbesteuer- 
umlage sofort rückgängig 
gemacht werden. 
• Sorgen Sie umgehend für 
eine kommunale Investiti- 
onshilfe, damit notwendige 
Reparaturen an der kommu- 
nalen Infrastruktur bezahlt 
werden können und die ört- 
liche Wirtschaft wieder auf 
die Beine kommt. 
• Bessern Sie umgehend 
die neuen Gesetze nach, die 
große Kosten vor allem bei 
den Gemeinden für neue 
gesamtstaatliche Aufgaben 
schaffen. UD 
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JOCHEN   BORCHERT: 

Berlin bricht 
Vereinbarung mit 

den Kirchen 

Die Senatskulturverwal- 
tung droht den Kirchen 
mit einer empfindlichen 
Streichung der Förderung 
des Religionsunterrichts. 

Die Kirchen sollen frei- 
willig auf 2,5 Millionen 
Euro verzichten. Dies hieße, 
dass der Religionsunterricht 
für 600 Klassen nicht mehr 
finanziert werden kann. Das 
Fach Religion soll systema- 
tisch ausgetrocknet werden. 

Dies stellt einen unge- 
heuerlichen Bruch der ver- 
traglichen Vereinbarungen 
zwischen dem Land Berlin 
und den Kirchen dar. 

Der Senat handelt damit 
gegen alle Erkenntnisse, die 
in Deutschland aus dem 
11. September 2001 gezo- 
gen wurden. 

Integration und Aner- 
kennung anderer Kulturen 
sind nur dann möglich, wenn 
die eigene Kultur, die eige- 
nen Wertvorstellungen ver- 
mittelt werden. Dies ist ge- 
rade in Berlin nötig! 

Mit den Kürzungen im 
Religionsunterricht haben 
SPD und PDS auch das Ver- 
sprechen gebrochen, das sie 
vor der Abgeordnetenhaus- 
wahl gegeben haben: An der 
Bildung wird nicht gespart. 

I m CDU-Kreisverband  Marburg-Biedenkopf ist ab 
1. November 2002 die Stelle 

des Kreisgeschäftsführers / 
der Kreisgeschäftsführerin 

neu zu besetzen. 

• IHRE AUFGABEN: Als Geschäftsführer/in sind Sie 
wichtiger Ansprechpartner / wichtige Ansprechpartnerin 
für alle Mandatsträger, Mitglieder und politisch interes- 
sierte Bürger. Sie arbeiten eng mit dem Kreisvorstand 
zusammen und übernehmen die Organisation und 
Durchführung von Wahlkämpfen, Parteitagen und an- 
deren Parteiveranstaltungen. Zu Ihrem Aufgabenbe- 
reich gehört außerdem die Öffentlichkeitsarbeit. Die 
Führung der Ihnen unterstellten Mitarbeiter rundet das 
Aufgabengebiet ab. 

• IHR PROFIL: Idealerweise verfügen Sie über eine ab- 
geschlossene qualifizierte Berufsausbildung oder ein ab- 
geschlossenes Hochschulstudium und / oder längere Be- 
rufserfahrung in ähnlicher Position. Ihr organisatorisches 
und kommunikatives Geschick haben Sie bereits bei Ihrer 
derzeitigen Tätigkeit bzw. im Rahmen Ihres ehrenamtli- 
chen parteipolitischen Engagements beweisen können. In- 
itiative, Flexibilität, Durchsetzungsvermögen und Belast- 
barkeit zeichnen Sie ebenso aus wie Sensibilität im Um- 
gang mit den unterschiedlichen Parteigremien und den 
Vertretern der Presse. Ihr Auftreten und Ihre Wirkung auf 
andere entspricht der besonderen Bedeutung der ausge- 
schriebenen Position. Sie sind bereit, sich auch außerhalb 
der normalen Arbeitszeiten zu engagieren. Es ist selbst- 
verständliches Sie dieGrundsätze und Leitlinien christ- 

demokratischer Politik vertreten und spätestens mit Über- 
nahme der Position auch Mitglied der CDU werden. 

Ihre kompletten Unterlagen schicken Sie bitte unter 
Nennung IhrerGehaltsvorstellungmöglichstbis Ende 

Oktober 2002 an: 

CDU-Kreisverband Marburg-Biedenkopf, Gissel- 
berger Straße 17, 35037 Marburg, z.Hd. Herrn 
Kreisvorsitzenden Frank Gotthardt 

6UID31/2002 



ARBEITSMARKTPOLITIK 

BESSERE  EINGLI EDRUNGSCHANCEN 

Mit Pilotprojekten „Hessen-OFFENSIV" 
Teile des OFFENSIV-Gesetzes vorziehen 

Die hessische Sozialminis- 
terin Silke Lautenschläger 
*ill auf Grund der kata- 
strophalen Lage am Ar- 
beitsmarkt einen Sonder- 
Weg einschlagen und Teile 
des OFFENSIV-Gesetzes 
2ur Sozialhilfereform, das 
"'e Landesregierung vor- 
liegt hat, vorziehen. 

„Hessen wird Teile des 
irn Bundesrat beschlosse- 
nen, aber von der rot-grünen 
Mehrheit des Bundestages 
seit Monaten blockierten 
°PFENSIV-Gesetzes auf 
eigene Kappe in Pilotpro- 
Jekten beginnen. Der rot- 
§rünen Blockade des Wis- 
c°nsin-Modells und dem 
^ezerre um die Hartz-Kom- 
^sion, die erkennbar nur 
e'n Wahlkampf gag sein und 
v°n den verpassten Chan- 
en ablenken sollte, wollen 

Silke Lautenschläger: Wir werden 
mit Pilotprojekten beginnen, um Ar- 
beitslosenhilfeempfängern und er- 
werbslosen Sozialhilfeempfängern 
wirksame Hilfe anzubieten. 

wir nicht länger zusehen", 
erklärte die Ministerin. An- 
gesichts der dramatischen 
Entwicklung bei der Ar- 
beitslosigkeit, die die neu- 
esten Arbeitsmarktzahlen 
widerspiegeln, seien Taten 
und keine langwierigen Dis- 
kussionen dringend erfor- 
derlich. 

Pilot-Job-Center 

Im Interesse der Betroffe- 
nen dürfe wegen der Block- 
ade von Rot-Grün nicht wei- 
tere Zeit verloren werden. 
„Wir werden mit Pilotpro- 
jekten beginnen, um Arbeits- 
losenhilfeempfängern und 
erwerbsfähigen Sozialhilfe- 
empfängern wirksame Hilfe 
anzubieten. Es werden Job- 
Center in angemieteten Rä- 
umlichkeiten, in der Arbeits- 
verwaltung oder in der Sozi- 
alverwaltung zum Zwecke 
der Vermittlung von Arbeits- 
losen eingerichtet", teilte 
Silke Lautenschläger mit. 
Diese sollen die Zuständig- 
keit für alle Langzeitarbeits- 
losen - also Arbeitslosen- 
hilfe - und Sozialhilfeemp- 
fänger-haben, für die erwei- 

Kreisverband Vechta mit neuer Portallösung im Internet 
ln Form eines Pilotprojektes wurde für 
den Kreisverband Vechta in Zusammen- 
fielt mit der IS-Steinriede GmbH aus 

aninie ein bisher einzigartiges Internet- 
Konzept entwickelt und umgesetzt. 

»Durch einfache und verteilte Pflege 
föchten wir stets aktuelle Inhalte bereit- 

stellen. Darüber hinaus legen wir einen be- 
sonderen Wert auf die Meinungen unserer 
Besucher. Über Umfragen und durch Kom- 
mentare zu Artikeln haben sie die Möglich- 
keit, ihre Meinung direkt zu äußern", erklärt 
Kreisgeschäftsführer Walter Goda über die 
Fähigkeiten des neuen Internetauftritts.   • 
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1 ARBEITSMARKTPOLITIK 

terte Meldekontrollen einge- 
führt werden. „Wir setzen 
hierbei auf die Kooperati- 
onsbereitschaft der Arbeits- 
ämter und der Kommunen 
sowie auf unser gemeinsa- 
mes Ziel, mehr Menschen in 
Arbeit zu bringen." 

Hessen-Pakt und Hilfe 
aus einer Hand 

Die Ministerin skizzierte 
die Rahmenbedingungen 
für die Arbeit der Job-Cen- 
ter in den Pilotprojekten. Je- 
der Hilfeempfänger soll 
nach ihren Vorstellungen 
mit dem Job-Center eine 
Eingliederungsvereinbarung 
- den sogenannten Hessen- 
Pakt - abschließen, der auch 
die Sanktionen bei Nichtein- 
haltung festlegt. Ziel ist eine 
Intensivierung der Bera- 
tungs - und Vermittlungs- 
leistung durch die Erhöhung 
der Kontaktdichte und die 
Verbesserung des Betreu- 
ungsverhältnisses   Berater- 

Hilfesuchender. Hierbei soll 
die sofortige Unterbreitung 
von Arbeitsangeboten Vor- 
rang vor anderen Maßnah- 
men haben. Ist dies nicht 
möglich, werden Alternati- 
ven entwickelt mit der Ziel- 
setzung, dass der Arbeits- 
lose jederzeit an einer auf 
ihn individuell zugeschnit- 
tenen Maßnahme aktivie- 
render Arbeitsförderung teil- 
nimmt. Zeiten reinen Lei- 
stungsbezuges ohne Gegen- 
leistung wird es so nicht 
mehr geben. 

Die Job-Center sollen 
Hilfe aus einer Hand im 
Sinne des Förderns und For- 
derns anbieten, also eine 
ganzheitliche Beratung und 
Sachbearbeitung durch Ver- 
knüpfung mit Angeboten 
anderer Behörden und Ein- 
richtungen wie Jugendamt, 
Wohnungsamt etc. vorneh- 
men sowie die Ausbi Idungs- 
stcllenvermittlung und Ju- 
gendberufshilfe einbezie- 
hen. Silke Lautenschläger 
strebt auch an, dass die Job- 

Center die von den Ar- 
beitsämtern und der Sozial- 
verwaltung vorgehaltenen 
Arbeitnehmerüberlassungs- 
gesellschaften nutzen, um 
schwer vermittelbare Ar- 
beitslose durch Zeitarbeit in 
den ersten Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Das von der 
Landesregierung mit den 
Zeitarbeitsunternehmen ge- 
schlossene Bündnis, das die 
Beschäftigungserfolge von 
Zeitarbeit nutzen will, wer- 
de im Rahmen dieser Initia- 
tive ebenfalls zu einer Re- 
duktion der Arbeitslosigkeit 
beitragen. 

Verschiedene 
Modelle erproben 

Die Ministerin plant die 
Durchführung mehrerer P>' 
lotprojekte. Über die Durch- 
führung und Rahmenbedin- 
gungen werde die Landesre- 
gierung mit dem Landesar- 
beitsamt und den jeweilige11 

kommunalen    Gebietskör- 

• Verbände und Vereinigungen verfügen 
nun über eigene Email-Adressen und eine 
eigene Internet-Präsentation, die auf einer 
einheitlichen Datenquelle undeinereinheit- 
lichen Darstellung basieren. Informationen, 
die von einem Verband eingestellt werden, 
stehen somit allen anderen Verbänden bei 
Bedarf zur Verfügung. 

Jede Präsentation ist somit eigenständig 
und kann ergänzend Inhalte anderer Ver- 

bände einbeziehen.Walter Goda: „Der Ar- 
beitsaufwand durch das neue System hat 
sich für uns wesentlich verringert. Wenn wir 
einen Artikel für die Kreisverbands-Seite 
erstellen, können ihn alle anderen Verbände 
bei Bedarf übernehmen." 

•ituara Sie finden das neue Inter- 
netportal des Kreisverbands unter- 
www.cdu-vechta.de 
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Perschaften eine Vereinba- 
rung schließen. „Wir wer- 
den verschiedene Modelle 
erproben, um festzustellen, 
Welche Organisationsform 
e,ne optimale Betreuung 
Ur|d Vermittlung in Arbeit 
errnöglicht. Ebenso wollen 
wir auf diese Weise den 
Wettbewerb unter den ver- 
schiedenen Trägern verstär- 
ken." Es werde angestrebt, 
die Federführung der einzel- 
nen Projekte unterschied- 
',ch zu vergeben (Arbeits- 
verwaltung, Sozialverwal- 
lung, Dritte). Hierbei soll 
den örtlichen Akteuren Ex- 
Perimentierspielraum gelas- 
Sen werden. Entscheidend 
Sei es, den Ist-Stand an So- 
2,i*l- und Arbeitslosenhilfe- 
Beziehern in der Region 
°eim Start, die Kontakte 
tischen Betreuer und Hil- 
teempfänger, die Vermitt- 
lungen, den Verbleib im Job 
und die Kosten zu dokumen- 
tieren. Ebenso soll eine Er- 
°'gsorientierung eingebaut 

Werden. 

Vorreiterrolle für bun- 
desweite Umsetzung 

Mit ihrer Initiative will die 
Ministerin bei der Zusam- 
menlegung von Arbeitslo- 
senhilfe und Sozialhilfe vor- 
angehen und Vorarbeit lei- 
sten, „damit die weiteren Ele- 
mente des OFFENSIV-Ge- 
setzes schneller verwirklicht 
werden können". 

Silke Lautenschläger 
machte deutlich, dass Hes- 
sen mit dieser Initiative er- 
heblich über die Mozart- 
Projekte des Bundes und die 
Vorschläge der Hartz-Kom- 
mission für eine bessere Ar- 
beitsvermittlung hinaus- 
gehe. „Was von der Hartz- 
Kommission als Stein der 
Weisen verkauft wird, ist im 
OFFENSIV-Gesetz, das die 
Hessische Landesregierung 
bereits im Januar dieses Jah- 
res vorgelegt hat, zum über- 
wiegenden Teil enthalten 
und liegt somit längst vor - 
sogar in ausgefeilter Geset- 

zesform". Die Zusammen- 
führung von Arbeitslosen - 
und Sozialhilfe, eine intensi- 
vere Betreuung und effekti- 
vere Vermittlung der Hilfe- 
bedürftigen durch die flä- 
chendeckende Einrichtung 
von Job-Centern, die Ver- 
schärfung der Sanktionen 
und Zumutbarkeitsregelun- 
gen, die Stimulierung des 
Niedriglohnsektors-all dies 
seien Kernpunkte des hessi- 
schen Entwurfs. Sie seien 
von der Hartz-Kommission 
kopiert worden, deren Ideen 
zum Teil noch nicht einmal 
an die hessischen Vorschlä- 
ge heranreichten. 

Kern des Hessischen 
OFFENSIV-Gesetzes ist 
die intensive Betreuung und 
Vermittlung der Hilfeemp- 
fänger aus einer Hand in 
Job-Centern. Es schreibt 
den Vorrang von Beschäfti- 
gung vor Geldleistung und 
die Verpflichtung von er- 
werbsfähigen Hilfeempfän- 
gern zur Arbeit und Qualifi- 
zierung vor. 

MICHAEL LUTHER wird auch im neu 
en Bundestag die CDU-Abgeordneten aus 
Sachsen führen. Auf dem ersten Treffen 
aer neu beziehungsweise wieder gewähl- 
en CDU-Bundestagsabgeordneten wurde 
Luther im Amt des Landesgruppenvorsit- 
Zenden bestätigt. Als Stellvertreterin 
wnrde Maria Michalk gewählt. Die CDU 
Sachsen ist im 15. Deutschen Bundestag 
111,113 Abgeordneten vertreten. 

• IN SEINEM AMT als kommunalpo- 
litischer Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion ist Peter Götz einstimmig 
wieder gewählt worden. Götz ist seit 1997 
Bundesvorsitzender der Kommunalpoliti- 
schen Vereinigung der CDU und CSU und 
Mitglieddes Bundesvorstands derCDU.« 
Vorsitzende der Gruppe der Frauen der 
CDU/CSU-Fraktion ist wie in der letzten 
Wahlperiode Annette Widmann-Mauz. 
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Die Wähler konnten 

sich nicht richtig 
entscheiden 

Was für ein Wahlkrimi: Ein 
so spannendes Kopf-an- 
Kopf-Rennen hat Deutsch- 
land bei einer Bundestags- 
wahl seit Jahrzehnten nicht 
mehr erlebt. Zwei etwa 
gleich große Lager stehen 
sich ohne klare Mehrheit ge- 
genüber. Die Wähler konn- 
ten sich nicht richtig ent- 
scheiden, ob sie den rot-grü- 
nen Regierungsauftrag um 
weitere vier Jahre verlän- 
gern oder den Wechsel mit 
Union und FDP wagen soll- 
ten. Für die SPD ist das Er- 
gebnis eine schwere Schlap- 
pe. Auch die überraschen- 
den Gewinne für die Um- 
weltpartei können nicht dar- 
über hinwegtäuschen, dass 
die rot-grüne Koalition in 
den vergangenen vier Jah- 
ren ihren eigenen An- 
sprüchen nicht gerecht wur- 
de. Vor allem Bundeskanz- 
ler Schröder hat sein Ver- 
sprechen, die Arbeitslosig- 
keit entscheidend zu senken, 
nicht eingelöst. Auf diesem 
zentralen Politikfeld hat er 
versagt. Die Quittung dafür 

erhielt die SPD mit deut- 
lichen Stimmenverlusten. 
Unionskandidat Edmund 
Stoiber kann dagegen mit 
dem Wahlergebnis mehr als 
zufrieden sein. 

Sächsische Zeitung 

SPD und FDP haben 
ihr Wahlziel verfehlt 

Der Kanzler und seine Par- 
tei verloren überwiegend 
Stimmen in ihrem Stammla- 
ger, bei den Arbeitern und 
Angestellten. Sicher Aus- 
druck der schlechten Wirt- 
schafts - und Arbeitsmarkt- 
lage. Und die FDP? Sie hat 
durch ihren Verzicht auf 
eine klare Koalitionsaus- 
sage und nicht zuletzt durch 
den Querkopf Möllemann 
einen eindeutigen Wechsel 
verhindert. 

Badisches Tagblatt 

Union stark durch 
große Geschlossenheit 

So lange wurde noch nie ge- 
hofft, gebangt und gezittert. 
Diese Bundestagswahl spie- 
gelte exakt die Teilung der 
politischen Gruppierungen 

in zwei fast gleich starke 
Lager wider, die das Regie- 
ren in Deutschland künftig 
weiter erschweren werden- 
Dass die Union wieder so 
stark wurde, verdankt sie 
der erstaunlichen Geschlos- 
senheit, zu der Angela Mer- 
kelais Vorsitzende der größ- 
ten Schwesterpartei mit dem 
Verzicht auf die Kanzler- 
kandidatur den entschei- 
denden Beitrag leistete. Ihre 
Position ist nach diesem Er- 
folg stärker denn je. 

Neue Osnabrücher Zeitung 

Sieg der Kompetenz 
über das Schauspiel 

Zwei Gewinner, zwei Verlie- 
rer und ein neutralisierte! 

Kanzler. Deutschland ta- 
riert aber auch alles bis zu' 
Handlungsunfäh igkeit aus- 
Edmund Stoiber, der erste 
Gewinner, hat es immerh'" 
vermocht, was ihm kaum e>' 
ner zugetraut hat: mit sei' 
ner Union den Volkstribu" 

Schröder zu schlagen. D,e 

ist ein Sieg der Kompete'i: 

über das Schauspiel. i'c'1 

Geradlinigkeit über d'e 

Sprunghaftigkeit. Vorall^ 
ist es dem Gespann Sto'' 
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herIMerkel gelungen, die 
bürgerliche Volkspartei, die 
vor zwei Jahren am Abgrund 
sland, wieder an die Spitze 
Zu führen. Ihr gebührt dabei 
so viel Verdienst wie ihm. 
Dass Stoiber und Merkel 
z*var Gewinner, aber keine 
Zahlenden Sieger sind, 
l'egt nur an den Liberalen. 

Die Welt 

Schröders Kalkül war 
durchsichtig und hat 
Schaden angerichtet 

*n Schröders Wahlergebnis 
"berrascht vor allem das 
Missverhältnis   zwischen 
aufwand und Ertrag. Dem 
Medienkanzler, der - wie 
W'Uy Brandt von Deutsch- 
Qnd sprechend - auch die 
Marktplätze   eroberte,   ge- 
anR es trotz hohen persönli- 
hen Einsatzes, bemerkens- 
erter  Vereinfachung  und 

Sc'hamloser Überziehung des 
Qußunpolitischen  Kredits 

eutschlands nicht, seine ei- 
gnen Popularitätswerte auf 

le Partei zu übertragen und 
le Kompetenzvermutung in 

der   Wirtschaftspolitik   zu- 
Zunsten  der   Union   abzu- 
dachen. Schröder beein- 

druckte mit seinem dem Bei- 
spiel Kohl folgenden patriar- 
chalischen Auftreten vor al- 
lem die Ostdeutschen: Die 
Flutkatastrophe wurde ihm 
zur perfekten Kulisse. Als 
dieses Schreckensbild zu ver- 
blassen begann, beschwor 
Schröder ein neues herauf- 
den Krieg -, um abernals als 
Beschützer des Vaterlandes 
erscheinen zu können. Auch 
im Westen hat Schröder mit 
diesem Schauspiel für ein 
paar Wochen die miserable 
wirtschaftspolitische Bilanz 
seiner Regierung mit dem 
Saldo von vier Millionen Ar- 
beitslosen überdecken kön- 
nen. Am Ende ist das Kalkül 
aber so durchsichtig und der 
damit angerichtete Schaden 
nur noch so schlecht zu leug- 
nen gewesem, dass Schröder 
wieder um sein Amt fürchten 
musste. Er konnte sich denn 
auch nicht selbst am eigenen 
Schopf aus dem Sumpf zie- 
hen: Aus der Not errettet 
worden ist er vom Koaliti- 

onspartner. Wie die Union 
wegen der FDP die Wahl ver- 
lor, so haben die Grünen, ge- 
nauer: ihr Frotntmann Fi- 
scher, die Wahl für die SPD 
gewonnen. FAZ 

Jetzt muss angepackt 
werden 

Die wichtigste Botschaft lau- 
tet: Im deutschen Parlament 
ist kein Platz für Extremisten. 
Radikale von links und rechts 
hat der Wähler trotz drama- 
tisch schlechter Wirtschafts- 
lage in die Bedeutungslosig- 
keit geschickt. Dieses demo- 
kratische Votum verschafft 
Deutschland Sympathie und 
Respekt in der Welt. Jetzt 
muss angepackt werden, was 
Deutschland am dringend- 
sten braucht: m Mut zum 
Handeln statt quälendem 
Stillstand m frische Ideen 
statt einfallsloser Sparlisten 
m Optimismus statt Depres- 
sion. BildZeitung 

ALS 12. BUNDESLAND hat jetzt auch Hessen dies- 
jährige Legislaturperiode. Nach einer Volksabstimmung 
am Sonntag gibt es nur noch 4 Landtage in Deutschland, 
die für 4 Jahre gewählt werden: Bremen, Hamburg, Sach- 
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern. 
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